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Vorwort

Dies ist nun schon die neunte Auflage meines Lehrbuchs zum Allgemeinen Teil des 
BGB, in der ich wieder zahlreiche kleinere Änderungen und Ergänzungen vorgenom­
men habe.

Das Grundkonzept der Vorauflagen habe ich beibehalten: Das Buch wurde vorrangig 
unter didaktischen Gesichtspunkten geschrieben, die ich im Abschnitt „Über den Um­
gang mit diesem Buch“ kurz erläutern möchte. Ich bitte, diesen Abschnitt unbedingt 
zu lesen. Diese Orientierung an didaktischen Aspekten bedeutet freilich nicht, dass 
ich mich nicht bemüht habe, auch dem wissenschaftlich interessierten Leser etwas zu 
bieten. So stelle ich Meinungsstreitigkeiten ausführlich dar, beziehe dabei pointiert 
Stellung und spreche einige Fragen an, zu denen sich in der Literatur sonst wenig fin­
det. Ich bin nämlich fest davon überzeugt, dass man Spaß an Jura nur gewinnen kann, 
wenn man es nicht als vorgegebene und mehr oder minder auswendig zu lernende 
Materie kennenlernt, sondern als Geflecht widerstreitender Interessen und Prinzipien, 
die häufig auf mehr als eine Weise zum Ausgleich gebracht werden können.

Der Hochschulalltag lehrt, dass es oft die kleinen Dinge sind, die die größten Probleme 
bereiten, und dass sich daran mit wachsender Semesterzahl nicht viel ändert: die 
exakte Auslegung von Willenserklärungen, der Unterschied zwischen Vertretungs‑ und 
Verfügungsmacht, Formulierungen, die gegen das Abstraktionsprinzip verstoßen, oder 
die genaue Prüfung des Vertragsschlusses eines beschränkt Geschäftsfähigen. Ich habe 
mich bemüht, diese Probleme anzusprechen und Tipps für ihre Bewältigung zu geben.

Die Zwänge, die der notwendig beschränkte Umfang eines Kurzlehrbuchs mit sich 
bringt, habe ich dadurch zu meistern versucht, dass ich den behandelten Stoff nach sei­
ner Klausurrelevanz ausgewählt und gewichtet habe. So bleibt etwa das Vereinsrecht 
völlig ausgeklammert, weil es üblicher‑ und sinnvollerweise als Teil des Gesellschafts­
rechts unterrichtet wird, das Verjährungsrecht ist knappgehalten. Nur einen kurzen 
Überblick gebe ich über das Verbraucherschutzrecht (§ 28) und das Recht der Allge­
meinen Geschäftsbedingungen (§ 29), da diese Materien zwar systematisch durchaus 
zum Allgemeinen Teil des BGB gezählt werden können, der Gesetzgeber sie aber im 
Schuldrecht geregelt hat. Der gewonnene Platz wird für die vertiefte Behandlung typi­
scher Klausurprobleme genutzt. Der Platzbeschränkung zum Opfer fiel auch ein Kapi­
tel über die Stellung des Bürgerlichen Rechts im Rahmen der Gesamtrechtsordnung, 
die Entstehung des BGB und seine rechtspolitischen Grundlagen; kurze Hinweise zu 
letzteren habe ich an geeigneten Stellen eingestreut. Als Rechtfertigung mag die Hoff­
nung dienen, dass die Leser dadurch, dass sie sofort mit Sachproblemen konfrontiert 
werden, Interesse am Bürgerlichen Recht gewinnen und sich deshalb diese Grundlagen 
andernorts aneignen, wo sie fundierter vermittelt werden, als ein Einführungskapitel in 
einem Kurzlehrbuch es könnte.

Mein Dank gilt meinen Mitarbeitern Claudia Adelmann, Amelie Hoffmann, Richard 
Martin, Jonathan Platzbecker, Janne Roehsler, Simon Rösler und Leonie Schwannecke 
für vielfältige Hinweise und Kritik, Aufmunterung und praktische Unterstützung. Über 
Anregungen aus dem Leserkreis würde ich mich freuen (florian.faust@law-school.de).

Hamburg, am 16.7.2024 Florian Faust
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Über den Umgang mit diesem Buch

Kurze Bücher haben den scheinbaren Vorzug, dass man schnell mit ihnen „durch“ 
ist. War das vielleicht einer der Gründe dafür, warum Sie gerade zu diesem Lehrbuch 
gegriffen haben? Allein – der Umfang und Schwierigkeitsgrad des Allgemeinen Teils 
werden nicht geringer, nur weil das Lehrbuch dazu kürzer als andere ist. Ich habe 
mich bemüht, die Kürze nicht auf Kosten der Substanz zu erreichen, sondern einerseits 
dadurch, dass ich – wie schon im Vorwort gesagt – einiges weggelassen habe, was 
weniger klausurrelevant ist, und andererseits dadurch, dass ich „Plauderpassagen“ 
vermieden habe. Das bedeutet für Sie, dass der Text sehr verdichtet ist und beim Lesen 
nur wenig „Erholphasen“ bietet. Das Buch soll nicht durchgelesen, sondern durchgear­
beitet werden. Sie sollten deshalb Ihren Lernfortschritt nicht danach bemessen, wie 
viele Seiten Sie pro Tag „geschafft“ haben. Das Einzige, was zählt, ist, wie viel Sie 
wirklich gelernt haben. Lernen werden Sie aber nicht durch Lesen, sondern durch 
das Nachdenken über das Gelesene. Bitte machen Sie deshalb nicht den Fehler, dieses 
Buch als Ausfluss höherer Weisheit zu betrachten. Natürlich ist es das bis zu einem 
gewissen Grad, hoffe ich zumindest. Gewinn werden Sie aus diesem Buch – und aus 
jedem juristischen Text! – aber nur ziehen, wenn Sie sich daran „reiben“. Überlegen 
Sie sich bei jedem Abschnitt, ob er Sie überzeugt, ob man das Ganze vielleicht auch 
anders sehen oder besser ausdrücken könnte. Wenn der Text Ihnen zu knapp oder 
nicht überzeugend scheint, dann nehmen Sie sich ein anderes Lehrbuch und lesen 
dort die betreffende Passage oder schlagen Sie das Problem in einem Kommentar 
nach. Ein guter Jurist oder eine gute Juristin können Sie nicht werden, indem Sie 
zu einem bestimmten Gebiet ausschließlich ein Buch lesen. Natürlich werden Sie ein 
Buch zur Grundlage Ihres Lernens machen, aber punktuell – zu Themen, die Sie 
besonders interessieren oder Ihnen besonders schwierig scheinen – müssen Sie parallel 
dazu anderes lesen: einen Abschnitt in einem anderen Lehrbuch, einige Randnummern 
in einem Kommentar, ein Gerichtsurteil oder einen Aufsatz in einer Fachzeitschrift. 
Auf diese Weise lernen Sie verschiedene Standpunkte und Möglichkeiten kennen, an 
ein Problem heranzugehen, verschiedene Arten zu formulieren und zu argumentieren. 
Vergleichen Sie die einzelnen Texte und überlegen Sie sich, was Ihnen besser scheint. 
Auf diese Weise lernen Sie, Ihren eigenen Weg zu gehen, rechtliche Probleme selbst 
zu erkennen und zu lösen, auch wenn Sie nicht wissen, wie „der BGH“ oder „die 
herrschende Meinung“ in dem betreffenden Fall entscheiden. Genau diese Fähigkeit 
wird auch für Ihre Noten ausschlaggebend sein. Gute Klausuren schreibt nicht, wer 
weiß, was der BGH und was Professor XY zu einem bestimmten Detailproblem sagt. 
Gute Klausuren schreibt vielmehr, wer dieses Detailproblem erkennt und dann mit 
selbst entwickelter Argumentation zu lösen vermag. Wenn Sie das lernen, fällt Ihnen 
im Übrigen das Studium auch viel leichter: Zum einen fühlen Sie sich sicherer, weil Sie 
unbekannte Probleme als etwas Normales, den Alltag eines Juristen Prägendes akzep­
tieren und nicht als etwas nicht zu Bewältigendes fürchten. Und zum anderen macht 
es einfach mehr Spaß, selber nachzudenken und mit Kommilitonen zu diskutieren als 
zu versuchen, sich den Inhalt des 146. Bandes der Sammlung von Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs in Zivilsachen zu merken.

Anregungen zur Lektüre neben diesem Buch sollen Ihnen die Fußnoten geben. Natür­
lich sollen Sie nicht alle nachlesen. Aber ich hoffe doch, dass Sie sich einige der 
angegebenen Nachweise aus Rechtsprechung und Literatur ansehen werden. Für die 
Auswahl der Fußnoten waren drei Gesichtspunkte maßgeblich: Erstens habe ich Fuß­
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noten gesetzt, wenn eine Rechtsfrage ernsthaft umstritten ist. Sie können sich dann 
anhand der Fußnoten einen Überblick über den Meinungsstand verschaffen und wis­
sen, wo Sie nachlesen müssen, falls Sie mehr zu diesem Meinungsstreit wissen wollen. 
Zweitens habe ich eine Fundstelle angegeben, wenn das betreffende Problem zwar 
nicht umstritten ist, es aber nicht leicht ist, in der Literatur etwas dazu zu finden. Und 
drittens habe ich auf „klassische“ Entscheidungen und solche Aufsätze hingewiesen, 
die ich für besonders geeignet zur vertiefenden Lektüre halte. Wenn Sie weitere Belege, 
vor allem aus der Rechtsprechung erhalten wollen, nehmen Sie sich einen x-beliebigen 
Kommentar zum BGB und schlagen Sie unter dem betreffenden Paragrafen nach.

Relativ häufig werden Sie den Ausdruck „meines Erachtens“ (m.E.) oder „meiner An­
sicht nach“ lesen. In Klausuren oder Hausarbeiten dürfen Sie nicht so formulieren; alle 
Wörter, die auf die Person des Verfassers hinweisen, sind verpönt. Von Ihnen werden 
scheinbar „objektive“ Formulierungen verlangt wie „Vorzugswürdig ist…“. Wenn ich 
trotzdem von „mir“ schreibe, so will ich Sie darauf hinweisen, dass ich an dieser Stelle 
den Bereich gesicherter juristischer Erkenntnis verlasse und meine eigene Auffassung 
darstelle. Sie sollen dann besonders kritisch sein und wirklich darüber nachdenken, ob 
Sie das Geschriebene überzeugt. Falls es so ist, würde mich das natürlich freuen. Falls 
nicht, haben Sie durch die Auseinandersetzung damit auf jeden Fall mehr gelernt, als 
wenn Sie es ohne Nachdenken akzeptiert hätten.

Im Hinblick auf den Aufbau dieses Buchs habe ich mich bemüht, eine Reihenfolge zu 
finden, bei der sich die Probleme möglichst natürlich auseinanderentwickeln; es ist des­
halb nicht die Reihenfolge des Gesetzes. Soweit möglich habe ich Einzelfragen in dem­
jenigen Kontext erörtert, in dem sie sich auch bei der Fallbearbeitung stellen. So wer­
den Sie etwa keinen eigenständigen Abschnitt über „Fristen und Termine“ (§§ 186–
193 BGB) finden. Was Sie dazu wissen müssen, wird vielmehr im Rahmen zweier Frist­
berechnungen behandelt, und zwar in Bezug auf die Berechnung der Frist zur Annah­
me eines Antrags (§ 3 Rn. 6) und auf die Berechnung des Lebensalters (§ 16 Rn. 3). 
Ebenso werden Einwilligung und Genehmigung (§§ 182–184 BGB) im Kontext der 
Einwilligung eines gesetzlichen Vertreters in die Rechtsgeschäfte eines Minderjährigen 
behandelt (§ 16 Rn. 23 ff.).

Viele Fragen aus dem Allgemeinen Teil des BGB stellen sich nur im Zusammenspiel 
mit Regelungen aus dem Schuldrecht, Sachenrecht oder anderen Rechtsgebieten. Den 
Autor eines Lehrbuchs zum Allgemeinen Teil stellt das vor ein erhebliches Problem. 
Stellt er diese Probleme dar, überfordert und frustriert er die Studienanfänger. Stellt 
er sie nicht dar, wird er den Bedürfnissen derjenigen nicht gerecht, die das Buch 
zur Wiederholung nutzen. Ich habe mich bemüht, einen Kompromiss zu finden: Die 
betreffenden Ausführungen sind sehr kurzgehalten, grafisch abgesetzt und als „weiter­
führender Hinweis“ gekennzeichnet. Wenn Sie Studienanfänger sind, müssen Sie sie 
nicht verstehen und die behandelten Rechtsfragen nicht kennen. Sind Sie Fortgeschrit­
tener oder gar Examenskandidat, werden Sie an die Problematik erinnert und können 
in Lehrbüchern zum Schuldrecht, Sachenrecht etc. nachlesen. Falls es sich nicht um 
Standardprobleme handelt, habe ich Literatur angegeben.

Am Ende jedes Paragrafen finden Sie Wiederholungs- und Vertiefungsfragen. „Muster­
lösungen“ dazu gibt es nicht. Ich weiß aus meiner Studienzeit, wie groß die Versu­
chung ist, die Antwort zwar nicht gleich zu lesen, aber nur kurz über die Frage nach­
zudenken, dann die Antwort anzuschauen und sich zu sagen, „so ungefähr“ habe es 
schon gestimmt. Diesen Weg will ich Ihnen verbauen. Die Antworten zu allen Fragen 
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finden sich im Buch, wenn auch nicht immer expressis verbis. Auch die relevanten 
Stellen gebe ich Ihnen absichtlich nicht an. Denn wenn Sie sich nicht sicher sind, 
worum es eigentlich geht, und deshalb die Antwort nicht schnell finden können, ist es 
besser, Sie lesen den ganzen Paragrafen noch einmal.

Das Weglassen der Antworten soll noch einen anderen Effekt haben: Sie zum juristi­
schen Gespräch mit Kommilitonen und Kommilitoninnen anzuregen. Diskutieren Sie 
über die richtigen Lösungen! Eine private Lerngruppe von drei bis vier Leuten ist eine 
der effektivsten Arten zu lernen, die es gibt. Erstens macht es in der Gruppe einfach 
mehr Spaß. Und zweitens überzeugt man sich selbst meistens recht schnell von der 
Richtigkeit dessen, was man glaubt. Die anderen Mitglieder Ihrer Lerngruppe zu über­
zeugen ist dagegen erheblich schwieriger. Und in der Prüfung müssen Sie auch nicht 
sich selbst, sondern den Korrektor oder mündlichen Prüfer überzeugen. Sehr sinnvoll 
wäre es, in einer solchen Lerngruppe gemeinsam Fälle aus Ausbildungszeitschriften zu 
lösen. Auch insofern gilt, was ich oben zum Umgang mit diesem Buch geschrieben 
habe: Nehmen Sie die Lösung in der Ausbildungszeitschrift nicht einfach als die Ideal­
lösung hin. Denken Sie darüber nach, ob Sie wirklich davon überzeugt sind, ob man 
auch zum gegenteiligen Ergebnis kommen könnte, ob es bessere Argumente gibt oder 
ob man es eleganter formulieren könnte. Denken Sie daran: In Jura gibt es oft nicht 
„richtig“ und „falsch“, sondern nur „besser“ und „schlechter“. Wenn Sie nicht mehr 
weiterkommen, ziehen Sie andere Literatur zu Rate, schauen Sie in die Großkommen­
tare zum BGB. Und wenn Ihnen auch das nicht hilft (aber erst dann!): Fragen Sie Ihre 
Dozenten.

Zum Schluss: Wenn Sie nicht sofort alles verstehen oder anwenden können – geben Sie 
nicht gleich auf. Jura ist schwierig! Aber: Jura kann auch Spaß machen!
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Abkürzungsverzeichnis

a.A. anderer Ansicht
a.a.O. am angegebenen Ort
a.F. alte Fassung
ABl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften/Europäischen Union
Abs. Absatz
AcP Archiv für die civilistische Praxis
AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union
AG Amtsgericht
AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen
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Alt. Alternative
AP Hueck/Nipperdey/Dietz: Nachschlagewerk des Bundesarbeitsge­

richts. Arbeitsrechtliche Praxis
Art. Artikel
Aufl. Auflage

BAG Bundesarbeitsgericht
BauR baurecht. Zeitschrift für das gesamte öffentliche und zivile Bau­

recht
BayObLG Bayerisches Oberstes Landesgericht
BB Betriebs-Berater
Bearb. Bearbeitung
BeckOGK-BGB beck-online.Großkommentar zum BGB
BeckOK-BGB Beck’scher Online-Kommentar zum BGB
BeckRS Beck‘sche Rechtsprechungssammlung
BeurkG Beurkundungsgesetz
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGH Bundesgerichtshof
BGHZ Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in Zivilsachen
BT-Drucks. Bundestagsdrucksache
Buchst. Buchstabe
BVerfG Bundesverfassungsgericht
BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts
bzw. beziehungsweise

d.h. das heißt
DNotZ Deutsche Notar-Zeitschrift. Verkündungsblatt der Bundesnotar­

kammer

EG Europäische Gemeinschaft
EGBGB Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche
EU Europäische Union
EuGH Gerichtshof der Europäischen Union – Gerichtshof
EuZW Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
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f., ff. folgender, folgende
FamRZ Zeitschrift für das gesamte Familienrecht. Mit Betreuungsrecht, 

Erbrecht, Verfahrensrecht, Öffentlichem Recht
FernUSG Gesetz zum Schutz der Teilnehmer am Fernunterricht (Fernunter­

richtsschutzgesetz)
FGPrax Praxis der Freiwilligen Gerichtsbarkeit
Fn. Fußnote

GbR Gesellschaft bürgerlichen Rechts
GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
GRUR Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht

h.M. herrschende Meinung
HGB Handelsgesetzbuch
Hs. Halbsatz

i.S. im Sinne
i.S.v. im Sinne von
i.V.m. in Verbindung mit
InsO Insolvenzordnung

JA Juristische Arbeitsblätter. Zeitschrift für Studenten und Referen­
dare

JR Juristische Rundschau
Jura JURA. Juristische Ausbildung
JuS Juristische Schulung. Zeitschrift für Studium und Referendariat
JZ Juristenzeitung

KG Kammergericht (Oberlandesgericht des Landes Berlin)

LAG Landesarbeitsgericht
LG Landgericht
LM Lindenmaier/Möhring: Nachschlagewerk des Bundesgerichtshofs
LMK Kommentierte BGH-Rechtsprechung Lindenmaier-Möhring

m.E. meines Erachtens
MDR Monatsschrift für deutsches Recht. Zeitschrift für die Zivilrechts-

Praxis
MMR MultiMedia und Recht
Motive Motive zu dem Entwurfe eines Bürgerlichen Gesetzbuches für das 

Deutsche Reich – Amtliche Ausgabe, Berlin/Leipzig; Bd. I, 1888
MüKoBGB Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch

Neubearb. Neubearbeitung
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NJW-RR NJW-Rechtsprechungs-Report Zivilrecht
NK-BGB NomosKommentar BGB
Nr. Nummer
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht. Zweiwochenschrift für die be­

triebliche Praxis
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NZM Neue Zeitschrift für Miet- und Wohnungsrecht

o.Ä. oder Ähnliches
OLG Oberlandesgericht

ProdHaftG Produkthaftungsgesetz
Protokolle Protokolle der Kommission für die zweite Lesung des Entwurfs 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs, Berlin; Bd. I, 1897; Bd. VI, 1899

RDi Recht Digital
RG Reichsgericht
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
RL Richtlinie
Rn. Randnummer(n)

S. Seite(n); Satz, Sätze
sog. sogenannte(n, r, s)
StPO Strafprozessordnung
str. strittig
StVO Straßenverkehrsordnung

u.a. unter anderem
u.Ä. und Ähnliches
u.U. unter Umständen
UKlaG Gesetz über Unterlassungsklagen bei Verbraucherrechts- und an­

deren Verstößen (Unterlassungsklagengesetz)
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb

VerschG Verschollenheitsgesetz
VersR Versicherungsrecht. Zeitschrift für Versicherungsrecht, Haftungs- 

und Schadensrecht
vgl. vergleiche
VuR Verbraucher und Recht
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz

WEG Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht 
(Wohnungseigentumsgesetz)

WM Wertpapier-Mitteilungen – Zeitschrift für Wirtschafts- und Bank­
recht

z.B. zum Beispiel
ZfPW Zeitschrift für die gesamte Privatrechtswissenschaft
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZVG Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung
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Willenserklärungen und Vertragsschluss

Grundlagen: Erfüllungsanspruch und Konsensprinzip

Zwei der wichtigsten Grundsätze des Vertragsrechts stehen nirgends ausdrücklich im 
BGB, sondern werden von ihm vorausgesetzt: Erstens, dass Verträge zu erfüllen sind 
(„pacta sunt servanda“). Und zweitens, dass ein Vertrag durch zwei übereinstimmende 
Willenserklärungen zustande kommt. Der zweite Grundsatz wird in § 3 näher behan­
delt, deshalb hier nur einige Worte zum ersten.

Er ist keineswegs so selbstverständlich, wie er scheint. Im englischen und amerika­
nischen Recht etwa ist ein Anspruch auf Erfüllung eines Vertrags („specific perfor­
mance“) nicht generell gegeben, sondern nur unter ganz bestimmten, relativ engen 
Voraussetzungen. Liegen diese nicht vor, kann der Gläubiger vom Schuldner nicht 
Erfüllung des Vertrags in Natur (z.B. Übergabe und Übereignung der Kaufsache) ver­
langen, sondern nur Schadensersatz.

u Begriffe: „Gläubiger“ nennt man diejenige Person, die von einer anderen, dem „Schuld­
ner“, etwas verlangen kann. Das Recht, von einem anderen etwas zu verlangen, wird als 
„Anspruch“ bezeichnet; eine Norm, die einer Person einen Anspruch gewährt, heißt „An­
spruchsgrundlage“. Der Begriff „Anspruch“ wird in § 194 Abs. 1 BGB definiert: „Das Recht, 
von einem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen (Anspruch) …“ Da das Gesetz 
selbst die Definition enthält, spricht man von einer „Legaldefinition“. Legaldefinitionen fin­
den Sie im Gesetz häufig an Stellen, an denen Sie sie nicht unbedingt suchen würden. Des­
halb sollten Sie sich nach Möglichkeit die entsprechenden Paragrafen merken.

Sehr häufig haben beide Parteien Ansprüche gegeneinander, z.B. der Käufer gegen den Ver­
käufer auf Übergabe und auf Übereignung der Kaufsache (§ 433 Abs. 1 S. 1 BGB), der Ver­
käufer gegen den Käufer auf Zahlung des Kaufpreises und auf Abnahme der Kaufsache 
(§ 433 Abs. 2 BGB). Es sind dann beide Parteien sowohl Gläubiger als auch Schuldner. Um 
Missverständnisse zu vermeiden, bezeichnet man in einem solchen Fall die Parteien besser 
mit ihren Namen oder mit „Käufer“ und „Verkäufer“. t

Der Anspruch auf Vertragserfüllung entspringt aus dem Vertrag selbst. Bei Verträgen, 
die in der Praxis oft vorkommen, gibt das Gesetz häufig den typischen Vertragsinhalt 
wieder, zu dem auch die Erfüllungsansprüche gehören, z.B. in § 433 BGB für den 
Kaufvertrag, in § 488 Abs. 1 BGB für den Darlehensvertrag und in § 535 BGB für den 
Mietvertrag. Diese Normen kann man als Anspruchsgrundlage für die vertraglichen 
Erfüllungsansprüche zitieren (z.B. „Anspruch des Verkäufers gegen den Käufer auf 
Zahlung des Kaufpreises aus § 433 Abs. 2 BGB“). Da Erfüllungsansprüche aber nicht 
gesetzlich vorgegeben sind, sondern auf der Vereinbarung der Parteien beruhen, kön­
nen die Parteien sie in aller Regel vertraglich ändern oder ausschließen, und sie können 
auch einen Vertrag schließen, der keinem der gesetzlichen Typen entspricht.

u Hintergrund: Dass die Menschen frei darüber entscheiden können, ob, mit wem und mit 
welchem Inhalt sie Verträge schließen, ist Ausfluss der durch Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz (GG) 
grundrechtlich geschützten Vertragsfreiheit. Man unterscheidet zwischen der Abschluss­
freiheit, die sich auf das Ob des Vertragsschlusses bezieht, und der Inhaltsfreiheit, die die 
inhaltliche Ausgestaltung des Vertrags zum Gegenstand hat. Beide Freiheiten gelten aller­
dings nicht schrankenlos. So können etwa Unternehmen kraft ihrer überlegenen Marktstel­
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